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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung vorgelegten 

1. Übereinkommen 119 über den Maschinenschutz 

2. Empfehlung 118 betreffend den Maschinenschutz 

3. Empfehlung 119 betreffend Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber 

der Internationalen Arbeitskonferenz 

— Drucksache IV/2860 — 


A. Bericht des Abgeordneten Braun 


Die Mitgliedstaaten der Internationalen Arbeits- 
konferenz sind nach Artikel 19 der Verfassung die- 
ser Organisation verpflichtet, die von einer Inter- 
nationalen Arbeitskonferenz angenommenen über- ! 
einkommen und Empfehlungen den zuständigen in- ' 
nerstaatlichen Stellen zum Zwecke ihrer Verwirk- i 
lichung durch die Gestezgebung oder durch andere | 
innerstaatliche Maßnahmen vorzulegen. 

Für die auf der 47. Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz im Juni 1963 angenommenen Über- 
einkommen ist die Bundesregierung dieser Ver- 
pflichtung durch ein Schreiben des Bundeskanzlers 
vom 18. Dezember 1964 — Drucksache lV/2860 — 
nachgekommen. Sie hat mit diesem Schreiben die 
folgenden drei Instrumente dem Deutschen Bundes- 
tag übersandt: 

1. Übereinkommen 119 über den Maschinenschutz 

2. Empfehlung 118 betreffend den Maschinen- 
schutz 

3. Empfehlung 119 betreffend Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat die | 
drei Instrumente am 20. Januar 1965 gemäß § 76 | 


Abs. 2 der Geschäftsordnung dem Ausschuß für Ar- 
beit überwiesen. 

Der Ausschuß hat das Übereinkommen und die 
beiden Empfehlungen in seiner 106. Sitzung am 
11. März 1965 beraten. Die Vertreter der Bundes- 
regierung erörterten dabei die Grundzüge eines be- 
reits in der schriftlichen Stellungnahme der Bundes- 
regierung zu den beiden Instrumenten über den 
Maschinenschutz erwähnten Gesetzentwurfs über 
technische Arbeitsmittel, der zur Zeit vom Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung und vom 
Bundesministerium für Wirtschaft vorbereitet wird, 
und die in der Empfehlung 119 zur Gestaltung des 
Kündigungsrechts gegebenen Richtlinien im Ver- 
gleich zum geltenden innerdeutschen Recht. 

Der Ausschuß begrüßt die Absicht der Bundes- 
regierung, daß in dem von ihr vorbereiteten Gesetz 
auch das Inverkehrbringen von serienmäßig gefertig- 
ten Arbeitsmitteln, die den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik nicht entsprechen, unterbunden 
werden soll. Er hatte nach eingehender Aussprache 
keine Bedenken, dem Bundestag zu empfehlen, von 
dem Übereinkommen und den beiden Empfehlungen, 
wie in der oben erwähnten Verfassungsvorschrift 
der Internationalen Arbeitskonferenz vorgesehen, 
Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 19. März 1965 

Braun 

Berichterstatter 


Ausschußantrag iimseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Vorlage — Drucksache IV/2860 — zur Kenntnis 
zu nehmen. 


Bonn, den 19. März 1965 


Der Ausschuß für Arbeit 

Scheppmann Braun 

Vorsitzender Berichterstatter 
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